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Ein erster Schritt zur sozialen 
Integration der Eurozone
Thierry Chopin
Zusammenfassung Mit der Finanzkrise ist es noch dringlicher geworden, eine 
soziale Dimension für die Europäische Union und besonders für die Eurozone zu 
entwickeln. Die Krise der Eurozone hat die Finanzsolidarität ihrer Mitgliedstaaten 
als Stabilitätsfaktor einer Währungsunion unabdingbar gemacht. Zugleich ist die 
Wirtschafts- und Währungsunion nicht nur die Voraussetzung für ein „soziales 
Europa“, sondern auch der Hebel für dessen Umsetzung. Die Dringlichkeit dieser 
Frage ergibt sich allein schon aus der Notwendigkeit, Antworten auf die Erwar-
tungen unserer von Arbeitslosigkeit zermürbten Gesellschaften zu ﬁ nden – allen 
voran die Erwartungen junger Menschen. Doch das Thema des „sozialen Europas“ 
erweist sich als schwierig, weil der Sozialstaat größtenteils in die nationale Zustän-
digkeit fällt. Also bietet sich ein pragmatischer Ansatz an, der vorsieht, ein soziales 
Europa mit Experimentierfreude und stufenweise voranzutreiben. Angesichts der 
Tatsache, dass Arbeitslosigkeit die vorherrschende Herausforderung ist, sollte Eu-
ropa – und seien es zunächst nur wenige Mitgliedstaaten – die Grundlagen für eine 
 gemeinsame Arbeitslosenversicherung schaffen. Diese wäre der erste Pfeiler für 
die sozialpolitische Integration in der EU.
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Unter dem beschleunigenden Einfluss der Krise ist es der 
Europäischen Union gelungen, mit dem Europäischen 
Stabilitätsfonds und -mechanismus sowie mit der Euro-
päischen Bankenunion föderale Steuerungsinstrumente 
für den Euro zu schaffen. Zudem hat sie mit den Instru-
menten des Europäischen Semesters und der einheitli-
chen europäischen Defizitgrenze einen großen Schritt in 
Richtung einer Integration der Finanzpolitiken getan.1 
Nicht zuletzt hat die Krise ermöglicht, dass sich die EU 
den Status eines Kreditgebers letzter Instanz erarbeitet 
hat, was aus der EZB eine wirkliche Zentralbank gemacht 
hat.2 Nunmehr muss die EU die Frage nach einem gemein-
samen Haushaltsinstrument beantworten, das in der Lage 
ist, die Folgen makroökonomischer Schocks wirksam 
abzudämpfen. Zugleich gilt es das Thema der „sozia-
len“ Konvergenz innerhalb der Union anzupacken. Am 
22. Juni 2015 veröffentlichte Jean-Claude Juncker unter 
dem Titel „Die Wirtschafts- und Währungsunion vollen-
den“ einen Bericht, den er in enger Zusammenarbeit mit 
den Präsidenten des Rates der Europäischen Union, der 
Euro-Gruppe, der Europäischen Zentralbank und des Eu-
ropäischen Parlaments verfasst hat. Der Bericht ruft dazu 
auf, in der Eurozone einen Mechanismus zur fiskalischen 
Stabilisierung einzurichten.3 
Angesichts einer strukturellen Massenarbeitslosigkeit, 
die mit der mangelnden Flexibilität der Arbeitsmärkte zu-
sammenhängt, ist die Wirtschafts- und  Währungsunion 
nicht nur die Voraussetzung für ein „soziales Europa“ 
sondern auch der Hebel für dessen Umsetzung. Die Dring-
lichkeit dieser Frage ergibt sich allein schon aus der Not-
wendigkeit, Antworten auf die Erwartungen unserer von 
Arbeitslosigkeit zermürbten Gesellschaften zu finden – 
allen voran die Erwartungen junger Menschen. Aber auch 
die besonderen Mechanismen, die die Funktionsweise ei-
ner gemeinsamen Währungszone bestimmen, machen es 
unumgänglich, sich mit der Wirtschafts- und Währungs-
union zu beschäftigen, weil diese den  Fortbestand des 
Euro ermöglicht.
Doch das Thema des „sozialen Europa“ erweist sich 
als schwierig, fällt der Sozialstaat doch größtenteils in 
die nationale Zuständigkeit. Also bietet sich ein pragma-
tischer Ansatz an, der vorsieht, das „soziale Europa“ mit 
Experimentierfreude und stufenweise voranzutreiben. 
Angesichts der Tatsache, dass die Arbeitslosigkeit die 
vorherrschende Herausforderung ist, sollte Europa – und 
seien es zunächst nur wenige Mitgliedstaaten – die 
Grundlagen für eine gemeinsame Arbeitslosenversiche-
rung schaffen. Diese wäre der erste Pfeiler für die sozial-
politische Integration in der EU.4 
Auf dem Weg zu einem europäischen 
Gesellschaftsvertrag
Die Notwendigkeit, eine soziale Dimension für die Euro-
päische Union und besonders für die Eurozone zu entwi-
ckeln, ist mit der Krise noch dringlicher geworden.5 Die 
Krise der Eurozone hat die Finanzsolidarität ihrer Mit-
gliedstaaten als Stabilitätsfaktor einer Währungsunion 
unabdingbar gemacht. Mit der griechischen und irischen 
Schuldenkrise von 2010 hat sich die Eurozone mit den 
notwendigen Instrumenten ausgestattet, um ökonomi-
schen Schocks die Stirn zu bieten. Die Instrumente waren 
allerdings so beschaffen, dass es – wenn weitere Mitglied-
staaten „angesteckt“ worden wären – zu einer empfindli-
chen Schwächung der gemeinsamen Währung insgesamt 
hätte kommen können. Rechnet man auch die Gelder mit 
ein, die Spanien zur Sanierung seines  Bankensystems 
geliehen wurden, so beliefen sich die europäischen 
Interventionen im Rahmen der Finanzsolidarität der 
Eurozone Ende 2012 auf insgesamt 435 Milliarden Euro. 
An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen, wie 
sehr die aus der Krise resultierenden Lösungen, wie die 
Solidarität zugunsten besonders geschwächter Staaten, 
die zum Erhalt der Funktionsfähigkeit der gemeinsamen 
Währung beigetragen haben, zu einer grundlegenden 
Veränderung der ökonomischen und haushaltspolitischen 
Funktionsweise der Staaten der Eurozone geführt haben. 
Dazu ist es durch die Verstärkung von Mechanismen der 
makroökonomischen Überwachung und Finanzkontrolle 
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gekommen, die auf europäischer Ebene immer strikter 
durchgeführt werden.
Doch über diese Notwendigkeit einer „finanziellen“ So-
lidarität im engeren Sinne hinaus muss die EU nun der Tat-
sache Rechnung tragen, dass für eine stabile Gesellschaft 
auch soziale Kohäsion unabdingbar ist. Auf sozialer Ebene 
ist die EU von großer Heterogenität gekennzeichnet. Auch 
wenn Repräsentationen und Realitäten hier manchmal 
weit auseinanderklaffen,6 gibt es doch erwiesenermaßen 
Beispiele für – manchmal aggressive – soziale Konkur-
renz. Deutschland und Frankreich konkurrieren etwa im 
Lebensmittel-, Verkehrs- und Bausektor miteinander: So 
hat die Tatsache, dass es bis vor Kurzem in Deutschland 
keinen Mindestlohn gab, in Frankreich aber den SMIC 
(Salaire minimum interprofessionnel de croissance), zu 
einem Rückgang der Produktion in Frankreich und zu 
einem deutlichen Verlust von Arbeitsplätzen geführt. 
Außerdem ist aufgrund der Krise die Arbeitslosenquote in 
Europa stark gestiegen. Damit hat die Krise einmal mehr 
die strukturelle Fragilität bestimmter Bevölkerungskate-
gorien deutlich gemacht, deren Arbeitsmarktintegration 
gering ist: junge Menschen (unter 25 Jahre), Ältere (über 
50 Jahre), Zeitarbeitskräfte oder auch Alleinerziehende.
Nun ist zwar mittlerweile offensichtlich, dass die 
soziale Dimension der Europäischen Union gestärkt wer-
den muss, insbesondere in der Eurozone, zugleich bleibt 
die Debatte über das „Soziale“ auf europäischer Ebene 
schwierig. Zunächst hat schon das Wort selbst vielerlei 
Bedeutungen: Umverteilung, Rahmenbedingungen und 
Organisation der Arbeitsbeziehungen, individueller 
Arbeitsschutz – so hat beispielsweise der Kampf gegen 
Diskriminierung am Arbeitsplatz den Weg für die Aner-
kennung sozialer Rechte geebnet, gemessen an denen 
das französische Recht oft zurückhaltender und übrigens 
auch restriktiver ist als europäisches Recht. 
Des Weiteren gilt es sich bewusst zu machen, wie 
schwierig es ist, im sozialen Bereich zu einem signifikan-
ten europäischen Kompromiss zu kommen, was daran 
liegt, dass die entsprechenden Kompetenzen größten-
teils nationaler Natur sind und die 28 Mitgliedstaaten 
der Union in diesem Bereich höchst unterschiedliche 
Traditionen und unterschiedliche historische Entwick-
lungen aufweisen.7 So hat der dänische Wissenschaftler 
Gøsta Esping-Andersen gezeigt, dass der Gattungsbegriff 
„Wohlfahrtsstaat“ von einer Gruppe europäischer Länder 
zur anderen unterschiedliche Ausdrucksformen von 
 Solidarität durchdekliniert.8 
Außerdem soll an dieser Stelle betont werden, dass der 
Diskurs vom „sozialen Europa“, wie er insbesondere von 
Frankreich seit einigen Jahren geführt wird, von vielen 
seiner Partner nicht gehört werden kann. So wird man 
etwa durch die Einführung eines „europäischen SMIC“ es 
nicht schaffen, wie von Zauberhand die Lohnunterschie-
de zwischen Frankreich und den Ländern Mittel- und 
Osteuropas zu reduzieren, wo der Mindestlohn natürlich 
sehr niedrig ist (187,07 Euro im Monat in Bulgarien und 
217,50 Euro in Rumänien gegenüber 1.457,20 Euro in 
Frankreich). Die einzige Möglichkeit wäre, einen „eu-
ropäischen SMIC“ festzulegen, der einen bestimmten 
Prozentsatz des medianen Lohns des jeweiligen europä-
ischen Landes beträgt. Dieser Prozentsatz wäre in allen 
Mitgliedstaaten derselbe und das absolute Mindestlohn-
niveau würde dann in Abhängigkeit vom medianen Lohn 
des jeweiligen Landes variieren. 
Angesichts dieser unterschiedlichen Voraussetzungen 
ist es unumgänglich, Maßnahmen zu ergreifen, will man 
nicht den Eindruck erwecken, die EU tue nichts für ihre 
Arbeitnehmer. Es wäre aber auch falsch zu sagen – auch 
darauf sei mit Nachdruck hingewiesen –, bis jetzt sei in 
dieser Richtung nichts unternommen worden. Der euro-
päische Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
mit einem jährlichen Maximalbudget von 150 Millionen 
Euro für die Zeit von 2014 bis 2020 hat zum Ziel, europäi-
sche Arbeiternehmer wieder in den Arbeitsmarkt einzu-
gliedern, die von massiven Entlassungen (mindestens 
500 Lohnabhängige innerhalb kurzer Zeit) betroffen sind 
– Entlassungen, die direkt aus dem tiefgreifenden Wandel 
der internationalen Handelsbeziehungen resultieren. Die 
Vereinbarung anlässlich des EU-Gipfels von Juni 2014 hat 
zu einem Paket von 6 Milliarden Euro für den Kampf ge-
gen die Arbeitslosigkeit geführt, insbesondere gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit. Und schließlich muss im Kontext 
einer in Folge der Krise steigenden inner europäischen 
Mobilität eine Debatte über die Übertragbarkeit von 
Rechten und die Angleichung tarifvertraglicher Rege-
lungen geführt werden. Diese Regelungen sind nötig, um 
Lohn-Dumping durch multinationale, in mehreren EU-
Ländern operierende Unternehmen zu verhindern.
Insofern müsste ein neuer europäischer Gesell-
schaftsvertrag eine ganze Reihe von Zielen in den Blick 
nehmen:9 Zunächst müsste er die sozialen Rechte, die 
erwiesenermaßen Gegenstand direkter Konkurrenz 
zwischen den Arbeiternehmern und den Unternehmen in 
der EU-28 sind, nach und nach angleichen. Dazu gehören 
beispielsweise ein Mindestlohn sowie Richtwerte im 
Bereich der Arbeitszeit, der Arbeitssicherheit und des 
 Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz. 
Von grundlegender Bedeutung ist außerdem, 
 Arbeitnehmern zur Seite zu stehen, die von ökonomi-
schem und industriellem Wandel betroffen sind.  
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Die  Übergangsprozesse, die wir derzeit erleben, gehen 
für viele Arbeitnehmer mit großen Härten einher. Ohne 
einen größeren Weitblick im Umgang mit solchen Pro-
zessen, ohne erhebliche Bemühungen im Bereich der Erst- 
und Weiterbildung, wird es immer häufiger zu sozialen 
Dramen kommen. Sind wir im Stande, die Wandlungs-
prozesse auf eine positive Weise zu bewältigen, hätte dies 
Auswirkungen auf die ganze EU. Das ist übrigens auch der 
Grund für die Existenz des Europäischen Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung.
Der europäische Gesellschaftsvertrag müsste schließ-
lich soziale Grundsicherungen (in den Bereichen Arbeits-
losigkeit, Krankheit und Rente) anstreben, die auf euro-
päischer Ebene geregelt würden, mit unseren nationalen 
Systemen kompatibel wären und teilweise gemeinschaft-
lich finanziert würden. Damit würden mehrere Ziele 
erfasst: eine mobilitätsfördernde Übertragbarkeit von 
Ansprüchen bei Arbeitsaufnahmen in anderen EU-Län-
dern, Erleichterungen für Unternehmen, die in mehreren 
Mitgliedstaaten angesiedelt sind, usw. Dies könnte auch 
ein möglicher Fortschritt im Hinblick auf eine größere 
finanzielle Solidarität sein, um die zyklisch auftretenden, 
unterschiedlichen Situationen bewältigen zu können, mit 
denen die Staaten in den Bereichen Wachstum, Demogra-
fie und Arbeitslosigkeit konfrontiert sind. 
Parallel zu dieser inhaltlichen Ausrichtung eines 
solchen Gesellschaftsvertrags und eng damit verknüpft 
sollten es sich die Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter 
sowohl in den einzelnen Ländern der Union als auch auf 
EU-Ebene unbedingt zur Aufgabe machen, Dispositive des 
Dialogs und der gesellschaftlichen Regulierung wieder-
aufleben zu lassen, die aus den Unternehmen hervorgehen. 
Eine Arbeitslosenversicherung in der Euro-
zone als Prüfstein für ein soziales Europa
Es ist von großer Bedeutung, einen europäischen gesell-
schaftlichen Dialog auszulösen, der ein emblematisches 
Thema zum Gegenstand haben sollte, das wirklich etwas 
in Bewegung setzt. Da „Beschäftigung“ das  sensibelste 
„soziale“ Thema in Europa ist, wäre dies die richtige 
Methode und das richtige Signal: Die Sozialpartner der 
Eurozone sollten gemeinsam für die 18 Euro-Staaten eine 
Vereinbarung zum Arbeitslosengeld treffen.10 Wenn man 
den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit zum Grundstein 
für ein „soziales Europa“ machte, könnten die seit der 
Krise ergriffenen Maßnahmen gerade für diejenigen 
Bevölkerungsgruppen, die am stärksten unter deren 
 Auswirkungen zu leiden hatten, neue, mobilisierende 
Perspektiven bergen. 
Die „europäische“ Herausforderung, um die es hier 
geht, ist von erheblicher Tragweite: Möchte man, dass in 
Europa ein gemeinsamer Arbeitsmarkt entsteht, so bilden 
die Leistungsbedingungen der Arbeitslosenversicherung 
einen entscheidenden Faktor. Das Ziel einer höheren 
Durchlässigkeit des europäischen Arbeitsmarktes – häufig 
medial aufbereitet am Beispiel spanischer Arbeitskräfte, 
insbesondere Ingenieure, die genau den Erwartungen 
deutscher Unternehmen an qualifizierte Arbeitskräfte 
entsprechen – wäre leichter zu erreichen, würde man 
innerhalb der Eurozone in der Arbeitslosenversicherung 
vergleichbare Regelungen treffen.
Um diese Entwicklung in Gang zu setzen, ist es wichtig, 
dass die Sozialpartner mindestens zweier Länder die 
Initiative ergreifen. Was die symbolische Ebene betrifft, 
kann man natürlich nicht umhin, sich Deutschland und 
Frankreich als Vorreiter dieser Initiative zu wünschen, 
trotz der unterschiedlichen Traditionen ihrer Sozialsyste-
me. Daneben wäre es vielleicht gut, wenn sich Länder wie 
Italien oder Spanien der Initiative anschließen würden. 
Die kritische Größe wäre wohl ungefähr mit der Gruppe 
der ursprünglich am „Abenteuer Europa“ beteiligten Län-
der erreicht, unter Hinzunahme Spaniens. 
Die Leistungen im Fall von Arbeitslosigkeit sind ein Be-
reich, in dem die Unterschiede besonders ausgeprägt sind:
 . Mindestbeitragszeit: 12 Monate in Deutschland, 
4  Monate in Frankreich; 
 . Beitragshöhe: 3 Prozent in Deutschland (1,50 Prozent 
Arbeitgeberanteil; 1,50 Prozent Arbeitnehmeranteil); 
6,4 Prozent in Frankreich (4 Prozent Arbeitgeberan-
teil; 2,4 Prozent Arbeitnehmeranteil); 7,05 Prozent in 
Spanien (5,5 Prozent Arbeitgeberanteil; 1,55 Prozent 
Arbeitnehmeranteil);
 . Dauer des Leistungsbezugs: 12 Monate (24 Monate 
bei über 50-jährigen) in Deutschland; 24 Monate (36 
Monate bei über 50-jährigen) in Frankreich; 24 Mona-
te in Spanien; 38 Monate in den Niederlanden und in 
Belgien.
Die Aufgabe der Sozialpartner bestünde darin, Rück-
schlüsse aus den Erfahrungen mit den im Laufe der 
letzten zehn Jahren in Europa durchgeführten Reformen 
zu ziehen. Der Analyse der Lektionen, die aus den Hartz-
Gesetzen (2003–2005) gezogen werden können, wäre 
angesichts ihrer großen Bedeutung und der führenden 
Rolle der deutschen Volkswirtschaft innerhalb der Euro-
zone in jedem Fall besondere Aufmerksamkeit zu schen-
ken. Die deutschen Hartz-Gesetze haben gezeigt, wie 
man es schaffen kann, dass sich Langzeitarbeitslosigkeit 
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reduziert – sie wurde innerhalb von sieben Jahren auf die 
Hälfte verringert. 
Ausgehend von einer „europäischen“ Analyse der 
Arbeitslosenversicherung müssten die Sozialpartner für 
jedes Element des Arbeitslosengeldes – Beitragshöhe, 
Mindestbeitragsdauer, Bezugsdauer – eine Zielgröße 
definieren und einen Zeitrahmen für eine schrittweise 
Annäherung aller teilnehmenden Staaten festlegen.
Arbeitslosigkeit und Leistungen für Arbeitslose sind 
aus sozialer Sicht im engeren Sinne und auch aus öko-
nomischer Sicht sehr sensible Bereiche. Daher müsste 
die Methode der Annäherung zwischen den beteiligten 
Mitgliedstaaten eine flexible und graduelle sein: Festle-
gung einer maximalen Divergenz zu Beginn des Prozes-
ses, Ausarbeiten eines Zeitplans für deren mittelfristige 
Verringerung und möglicherweise sogar eines Zeitplans 
für die vollständige Einebnung der Unterschiede inner-
halb eines Zeithorizonts bis beispielweise 2020. Auf diese 
Weise entstünde zu Beginn des nächsten Jahrzehnts 
innerhalb der Eurozone ein Versuchslabor mit zwei oder 
drei Staaten, die in der Arbeitslosenversicherung über 
dieselben Regelungen verfügten.
Die Steuerung der schrittweisen Annährung läge in 
den Händen der europäischen Sozialpartner – nicht der 
Staaten; am Anfang stünden deren Verhandlungen und 
erst danach käme die entsprechende Gesetzgebung.
Die Arbeitslosenversicherung in der Praxis: 
Vor- und Nachteile
Es ginge also darum, eine gemeinsame Grundsicherung 
zu schaffen, die allen europäischen Arbeitslosen zukä-
me. Sie könnte durch eine jeweils eigene Leistung der 
verschiedenen Staaten ergänzt werden. Diese gemein-
same europäische Grundsicherung würde über einen 
europäischen Sozialversicherungsbeitrag finanziert, der 
von den Löhnen und Gehältern abgezogen und einen 
Teil der nationalen Beiträge ersetzen würde. Es müsste 
eine zentrale Beitragskasse geschaffen werden, die den 
Auftrag hätte, die Finanzierung der Grundsicherung 
zu verwalten, mit einem Konto für jedes Land, auf dem 
Einnahmen und Ausgaben verzeichnet würden. Diese 
zentrale Beitragskasse würde mit einem für jeden Staat 
spezifischen Beitragssatz auf der Grundlage einer ge-
meinsamen Bemessungsgrundlage (etwa des Lohn- und 
 Gehaltsaufkommens) finanziert. 
Wenn ein Staat diese gemeinsame Sicherung durch 
eine eigene Leistung ergänzte, könnte die Leistung bei-
spielsweise 50 Prozent des früheren Lohns oder Gehalts 
des Arbeitnehmers betragen und über 12 Monate gezahlt 
werden (die Arbeitslosigkeit von weniger als 12 Monaten 
bildet den am stärksten zyklisch auftretenden Teil der 
Arbeitslosigkeit).11 
Vorteile:
 . Verwirklichung eines echten „sozialen Europa“ über die 
Schaffung von Solidarität.12
 . Schaffung eines gemeinsamen Haushaltsinstruments, 
das die Wirkung makroökonomischer Schocks dank 
einer Solidarität, die aus dem Mechanismus einer 
gemeinsamen Versicherung resultiert, abdämpfen kann. 
Dieses Instrument wäre somit eine Ergänzung der 
 Wirtschafts- und Währungsunion.13
 . Begrenzung schwerwiegender Wirtschaftskrisen durch 
die Stabilisierung der verfügbaren Einkommen und 
damit positive Auswirkungen auf den privaten Konsum 
und die Gesamtnachfrage: Der Bezieher von Arbeits-
losengeld trägt zur Nachfrage in einer realen Ökonomie 
bei, indem er konsumiert und investiert.
 . Stabilität der sozialen Sicherungssysteme, indem der 
Druck reduziert wird, sie als Anpassungsvariable im 
Fall asymmetrischer Schocks zu verwenden, wodurch 
eine Nivellierung der Sozialpolitiken nach unten 
 vermieden wird. 
 . Harmonisierung des Arbeitsmarktes, weil die Reakti-
onen der nationalen Arbeitsmärkte homogener wür-
den, wenn letztere eine Erschütterung erleben.14 Eine 
europäische Arbeitslosenversicherung (bei der die 
jeweiligen Rechtsansprüche von einem Staat in den 
anderen übertragbar wären) könnte außerdem die 
Arbeitskräfte mobilität erhöhen (zusammen mit dem 
Instrument eines europäischen Arbeitsvertrags).15
 . Die Schaffung einer europäischen Arbeitslosenversiche-
rung wäre eine Gelegenheit zur Stärkung der Mitwir-
kung und der Rolle der europäische Sozialpartner.
Nachteile:
 . Die Schaffung einer solchen Versicherung könnte zu 
einem Durcheinander auf nationaler Ebene führen und 
zu einer Störung des sozialen Dialogs, denn die Arbeits-
losenversichungssysteme sind das Ergebnis nationaler 
sozialer Kompromisse, abgestimmt auf die übrige 
Arbeitsmarktpolitik, und sie bieten immer wieder 
Anlass für gesellschaftliche Debatten (siehe das Thema 
der Arbeitslosenversicherung der Freischaffenden im 
Kulturbereich in Frankreich im Jahr 201416). Daraus 
folgt die Notwendigkeit, die europäischen und nationa-
len Sozialpartner in den Prozess der Festlegung einer 
gemeinsamen Grundsicherung einzubeziehen. Das 
betrifft: die Regeln zur Berechnung des Beitragssatzes; 
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gemeinsame Kriterien für die Zugangsberechtigung zu 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung (Min-
destvoraussetzungen für die Mitgliedschaft): Grund für 
den Arbeitsplatzverlust, Mindestbeitragszeit für den 
Leistungsbezug; an den Leistungsbezug geknüpfte Be-
dingungen (beispielsweise mögliche Sanktionen für Ar-
beitslose, die Arbeits- oder Weiterbildungsangebote ab-
lehnen); Dauer des Leistungsbezugs;  Lohnersatzquote; 
(minimale/maximale) Höhe der Leistung.
 . Gefahr ungleichgewichtiger und dauerhafter Transfers 
zwischen den Mitgliedstaaten: Die Finanzierung dieser 
gemeinsamen Grundsicherung könnte zunächst auf 
unterschiedlichen Beitragssätzen in den verschiedenen 
Staaten beruhen, um dauerhafte Transfers zwischen 
den Mitgliedstaaten, insbesondere von Norden nach Sü-
den, zu vermeiden (ein einseitiges System wäre auf öko-
nomischer wie finanzieller Ebene nicht existenzfähig 
und könnte außerdem in politischer Hinsicht Misstrau-
en zwischen den Staaten schüren). Die Sozialbeiträge 
jedes Staates müssten deshalb an die jeweilige Arbeits-
losenquote und das nationale  Durchschnittseinkommen 
angepasst sein.
 . Gefahr, dass einige Staaten von dem System profitieren, 
ohne zu versuchen, ihre Arbeitslosigkeit zu senken (mo-
ralisches Risiko): Die Transfers an die Mitgliedstaaten 
zur Deckung ihrer Kosten für Arbeitslosengeld müssten 
auf der Grundlage eines Konditionalitätsprinzips, des 
Vorliegens von Mindestnormen gewährt werden, wie 
etwa einer aktiven und starken Arbeitsmarktpolitik 
oder der Umsetzung struktureller Reformen.17 Einem 
solchen System käme das Verdienst zu, Solidarität mit 
Verantwortung und Reformen zu verbinden (das würde 
die Konditionalität des finanziellen Engagements der 
Geber-Länder garantieren).
Eine europäische Regelung des Arbeitslosengelds könnte 
so als Grundlage und Methode für jede weitere „Risiko“-
Familie des Sozialstaats dienen. Denn langfristig besteht 
das Ziel darin, zu einem gemeinsamen europäischen 
Sozialstaat zu kommen, nicht nach „zentralistischem“ 
oder „jakobinischem“ Vorbild, sondern nach dem Vorbild 
eines flexiblen und anpassungsfähigen „kooperativen“ 
Föderalismus, der ja die Zukunftsperspektive – und die 
zugrundeliegende Logik – der Eurozone bildet. Zum jetzi-
gen Zeitpunkt ist es wichtig, einen europäischen Weg zu 
finden, um soziale Absicherung ohne den Staat zu gestal-
ten, das heißt, die Sozialpartner in die Lage zu versetzen, 
gemeinsam – Arbeitgeber und Gewerkschaftsführer – 
ihre geteilte Verantwortung bei der Verwirklichung eines 
„Wohlstands für alle“ – so der Titel eines der berühmtes-
ten Bücher von Ludwig Erhard – wahrzunehmen. Diese 
Maßnahmen könnten die Antwort auf eine Nachfrage der 
europäischen Bürger sein – sie fordern, dass auf euro-
päischer Ebene mehr Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit ergriffen werden (laut Eurobarometer 
201418 sind das 6 von 10 Personen, also 62 Prozent der eu-
ropäischen Bürger) –, und dies umso mehr, als es für die 
meisten Europäer die Arbeitslosigkeit ist, die ihnen die 
größte Sorge bereitet (für 53 Prozent der befragten Perso-
nen gehört die Arbeitslosigkeit zu den beiden Themen in 
der EU, die ihnen die meisten Sorgen bereiten). 
Dr. Thierry Chopin ist Forschungsdirektor der Fondation 
Robert Schuman, Gastprofessor am Collège d’Europe 
(Brügge), assoziierter Experte am Centre de recherches  
internationales (CERI), Sciences Po, Paris und  
Visiting Fellow der LSE (European Institute).
Aus dem Französischen von Daniela Böhmler.
Ein erster Schritt zur sozialen Integration der Eurozone  7
DGAPanalyse  / Nr. 10 / September 2015
Anmerkungen
 1 Dieser Text ging aus einer Anhörung des Autors 
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